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Rügeobliegenheit:
Gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz-HG NRW) kann nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser
Ordnung die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes oder
des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der Hochschule nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,
1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gegeben worden,
2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher
beanstandet,
3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder
4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des
Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden.



Erste Änderung des Beschlusses des Rektorats zur Regelung der 
statusrechtlichen Aspekte der Studierenden nach der Verordnung 
zur Bewältigung der durch die Coronavirus SARS-CoV-2-Epidemie 
an den Hochschulbetrieb gestellten Herausforderungen (Corona-

Epidemie-Hochschulverordnung) 

vom 05.08.2020 

Aufgrund des § 82a des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz – HG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2014 (GV. 
NRW S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes zur konsequenten und 
solidarischen Bewältigung der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur 
Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf die Auswirkungen einer Pandemie vom 14. April 
2020 (GV. NRW S. 218b), in Verbindung mit §§ 5 ff. der Verordnung zur Bewältigung der durch 
die Coronavirus SARS-CoV-2-Epidemie an den Hochschulbetrieb gestellten 
Herausforderungen (Corona-Epidemie-Hochschulverordnung) vom 15. April 2020 (GV. NRW 
S. 297), in der Fassung vom 15. Mai 2020 (GV. NRW S. 339d), erlässt das Rektorat der 
Universität zu Köln im Benehmen mit den Fakultäten die folgenden Regelungen: 

Artikel I 

Der Beschluss des Rektorats der Universität zu Köln zur Regelung der statusrechtlichen 
Aspekte der Studierenden nach der Verordnung zur Bewältigung der durch die Coronavirus 
SARS-CoV-2-Epidemie an den Hochschulbetrieb gestellten Herausforderungen (Corona-
Epidemie-Hochschulverordnung) vom 28.04.2020 (AM 20/2020) wird wie folgt geändert: 

In § 3 wird am Ende folgender Satz eingefügt: 

„In rein elektronischen örtlichen Zulassungsverfahren zum Wintersemester 2020/2021 
wird in Masterstudiengängen abweichend von den Regelungen der jeweiligen Zulassungs- 
und Prüfungsordnungen keine Nachreichfrist für Unterlagen nach § 6 Absatz 5 Satz 4 i. V. m. 
§ 23 Absatz 3 Satz 1 StudienplatzVVO NRW gewährt.“  

Artikel II 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach der Verkündung in den Amtlichen Mitteilungen der 
Universität zu Köln in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorats der Universität zu Köln vom 
21.07.2020. 



Köln, den 05.08.2020 

Der Rektor  
der Universität zu Köln 

 

gez. 

Universitätsprofessor Dr. Axel Freimuth 




